
Entschließung

der 78. Konferenz der Datenschutzbeauftragten

des Bundes und der Länder

am 08. und 09. Oktober 2009 in Berlin

Staatsvertrag zum IT-Planungsrat – 

Datenschutz darf nicht auf der Strecke bleiben

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder weist dar-

auf hin, dass die informationstechnische Kooperation von Bundes- und Landesbehör-

den zunehmend die Verarbeitung von personenbezogenen Daten betrifft, die durch 

technische und organisatorische Maßnahmen vor Missbrauch zu schützen sind, etwa 

durch wirksame Verschlüsselungsverfahren.

Das Bundesverfassungsgericht hat die besondere Bedeutung der informationellen 

Selbstbestimmung und der Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität informa-

tionstechnischer Systeme für den Schutz des Persönlichkeitsrechts hervorgehoben. 

Der in einem Staatsvertrag vorgesehene IT-Planungsrat muss diesen Vorgaben bei 

der Festlegung verbindlicher Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards für die 

Datenverarbeitung Rechnung tragen. Für Entscheidungen in grundrechtssensiblen 

Fragestellungen muss auch der IT-Planungsrat die Zuständigkeit der Parlamente in 

Bund und Ländern berücksichtigen. 

Die im Staatsvertrag vorgesehene vorrangige Verwendung bestehender Marktstan-

dards darf nicht dazu führen, dass Verfahren ohne angemessenen Datenschutz be-

schlossen werden.

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder begrüßt es, 

dass der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit an den 

Sitzungen des IT-Planungsrats teilnehmen soll. Sie hält es für geboten, auch die 

Landesdatenschutzbeauftragten einzubeziehen.

 


